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Sachgebiet 111 


Antrag 

des Ausschusses für Wahiprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
- Wahlprüfungsangelegenheiten - 


betr. Einspruch des Hans-Peter Naß, Dinkiage, gegen die Güitigkeit der Wahi zum 
7, Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 40/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19, November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Verletzung des Wahlgeheimnisses 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Veifassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 
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Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [Bundes VerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 7. Juni 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 

Dr. de With 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache - Az. 40/72 - des Hans-Peter Naß, 

Dinklage, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 3. Februar 1973 - eingegan- 
gen beim Deutschen Bundestag am 5. Februar 
1973 - hat der Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl im Wahlkreis 27 - 
Cloppenburg - eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Am 18. November 1972 sei er gegen 17.00 Uhr 
in seiner Eigenschaft als Gemeinderatsmitglied 
und Kreistagsabgeordneter im Landkreis Vechta/ 
Oldenburg von der Familie Stengert, Dinklage, 
gebeten worden, mit ihr in das Dinklager Kran- j 
kenhaus zu fahren. Dort sei es bei der Wahl zu ' 
einem Bruch des Grundgesetzes gekommen. Er 
sei dorthin gefahren und Frau Stengert habe 
folgende Erklärung zu Protokoll gegeben: | 

„Zwischen 9 und 10 Uhr erschien die Stations- j 
Schwester mit den Wahlzetteln und Briefum- j 
Schlägen. Sie ging zuerst zu Frau Schleicher. Sie ' 
machte bei Frau Schleicher zwei Kreuze bei der ! 
CDU, ohne etwas zu fragen, sagte mir Frau I 
Schleicher. | 

Bei mir machte sie zwei Kreuze auf dem Wahl- 
zettel bei der CDU. Ich sagte zu ihr: „Eigentlich 
wollte ich die SPD wählen." Darauf gab sie mir 
einen anderen Zettel. Jetzt kreuzte ich den Wahl- 
zettel an. Sie steckte den Wahlzettel in einen 
Briefumschlag. Vor der offenen Tür standen drei | 2 
Männer. Was die Schwester mit dem Briefum- | 

schlag gemacht hat, habe ich nicht gesehen." | 

1 

Auf Grund dieser Erklärung habe er die Wahl | 
am 19. November 1972 in Dinklage angefochten. i 


Anfang Januar habe er eine für ihn nicht befrie- 
digende Antwort des Kreiswahlleiters erhalten. 
Mit Schreiben vom 12. Januar 1973 habe er gegen- 
über dem Kreiswahlleiter geantwortet, daß er 
sich mit dieser Auskunft nicht zufrieden geben 
könne. 

Wie aus den angeforderten Akten beim Kreis- 
wahlleiter ersichtlich ist, hat dieser mit Schrei- 
ben vom 22. Dezember 1972 der Gemeinde Dink- 
lage mitgeteilt, der Inhalt der Erklärung der Frau 
Stengert lasse nicht erkennen, daß die Wahl an- 
gefochten werden solle. Außerdem reiche der 
geschilderte Tatbestand als Begründung für einen 
Einspruch nicht aus. Er habe die Erklärung daher 
dem Bundestag nicht als Einspruch vorlegen 
können. 

Gegenüber dem Wahlprüfungsausschuß erklärte 
der Wahlkreisleiter mit Schreiben vom 14. März 
1973, der Inhalt der Erklärung der Frau Stengert 
lasse keinen Verstoß gegen die Bestimmungen 
des Bundeswahlgesetzes und der Bundeswahlord- 
nung erkennen, da die Hilfeleistung bei der 
Stimmabgabe behinderter Wähler zulässig sei. 
Er habe daher als Kreiswahlleiter keine Veran- 
lassung gesehen, die vorliegenden Unterlagen 
als Wahl-Einspruch zu werten. 

Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 
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Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist formgerecht, jedoch nicht fristge- 
recht beim Deutschen Bundestag eingegangen und 
im übrigen unbegründet. Gemäß § 2 Abs. 4 WPG 
muß ein Einspruch binnen eines Monats nach Be- 
kanntmachung des Wahlergebnisses beim Deutschen 
Bundestag eingehen. Da das Wahlergebnis am 
8. Dezember 1972 im Bundesanzeiger bekanntge- 
macht wurde, lief die Einspruchsfrist, die als Aus- ^ 
schußfrist zu werten ist, am 8. Januar 1973, 24.00 | 
Uhr, ab. i 

Der Wahlprüfungsausschuß ist jedoch der Meinung, 
daß die Fristversäumnis nicht zuletzt auf das Ver- | 
halten des Kreiswahlleiters zurückzuführen ist. Denn , 
nach Auffassung des Ausschusses sollten wegen des | 
ausschließlichen Nachprüfungsrechts des Bundes- ’ 
tages alle Eingaben, die als Anfechtung der erfolg- ! 
ten Wahl angesehen werden könnten, unverzüglich 


dem Bundestag zugeleitet werden müssen. Dies gilt 
auch für die Eingaben, bei denen der Anfechtungs- 
wille fraglich erscheint. 

Da somit Einspruchsführer die Fristversäumnis nicht 
zu vertreten hat, hat der Ausschuß den Einspruch 
gleichwohl geprüft, ist jedoch zu dem Ergebnis ge- 
kommen, daß er offensichtlich unbegründet ist. Ab- 
gesehen davon, daß die die Anfechtung auslösende 
Erklärung der Frau Stengert ergibt, daß sie den 
Wahlzettel selbst, d. h. entsprechend ihrem Wunsch 
ausfüllen konnte, hätte eine unzulässige Hilfelei- 
stung bei der Wahlbehandlung in diesem Falle kei- 
nen Einfluß auf die Mandatsverteilung im Bundes- 
tag gehabt [vgl. BundesVerfGE Bd, 4, 370 (372 f.)]. 

Der Einspruch war daher als nicht fristgerecht und 
offensichtlich unbegründet im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 1 und 3 WPG zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 


Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage beige- 
fügt ist, unter den dort genannten Voraussetzungen 
Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht erho- 


ben werden. Sie muß binnen eines Monats seit der 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages ■ — 
— beim Bundesverfassungsgericht ein- 
gegangen sein. 
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